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Tragung der mütterlichen Begräbniskosten durch Kindesvermögen (Art. 320 ZGB)?

Sachverhalt

Im März 06 ereignete sich in unserer Stadt eine Beziehungsdrama: der geschiedene Ehemann tötete seine Ex-Frau, die Mutter seiner drei Kinder. (JG 90, 92,02). Vorsorglich hatte er den Jüngsten in sein Heimatland Serbien verbracht, wo er auch heute noch lebt. 
Die Vormundschaftsbehörde errichtete für alle drei Kinder eine Vormundschaft im Sinne von Art. 368 ZGB. Als Vormund bin ich für sämtliche finanziellen Belange der Kinder zuständig. Der Nachlass der Mutter musste ausgeschlagen werden. 
Zur Finanzierung der Pflegeverhältnisse können Sozialversicherungsrenten, Suva-Rente, Alimentenbevorschussung und EL beigezogen werden. 
Die für den 2002 geborenen D. ausbezahlten Halbwaisenrenten (Fr. 727.--) Suva-Rente (Fr. 77.--) sowie Alimentenbevorschussung (Fr. 300.--) fliessen ebenfalls auf ein Konto auf der Amtsvormundschaft. Wir haben damit mittlerweile ein Vermögen von über Fr. 12'000.-- angehäuft. Ich habe bisher kein Geld nach Serbien überwiesen. Klar ist, dass die Lebenskosten des Buben in Serbien nur ein Bruchteil des in der Schweiz aufzuwendenden Geldes betragen dürften (das Gehalt eines in Serbien tätigen Arbeiters beträgt vielleicht Fr. 300.-- pro Monat). Stossend wäre damit, dass die in Serbien lebende Familie des Täters auf Grund der durch den Tod der Mutter ausgelösten Halbwaisenrenten im Heimatland einen guten Lebensstandard hätte. 
Die Familie der verstorbenen Mutter hat grosse Aufwändungen getätigt, um das ihrer Kultur entsprechende Begräbnis und die folgenden Gedenkfeiern zu organisieren. Dazu gehört auch ein relativ teurer Grabstein (Fr. 5'500.--).
Es stellt sich jetzt die Frage, ob diese Kosten aus den nicht für D. benötigten Mitteln entnommen werden können. Bekanntlich dienen Renten wie Alimentenbevorschussung der Bestreitung der Lebenshaltungskosten, nicht der Anhäufung von Vermögen. Im konkreten Fall übersteigen die periodisch ausbezahlten Gelder die für die Bestreitung des Lebensunterhalts in Serbien benötigten Mittel bei weitem. Vermögen entsteht durch das Zurücklegen der nicht für den Lebensunterhalt benötigten Mittel. 
Namens der Kinder habe ich das Erbe ausgeschlagen. Entbindet dies von der Übernahme der Todesfallkosten? 
Zu erwähnen ist, dass die Familie mütterlicherseits recht hohe Todesfallkosten für das Begräbnis etc. übernehmen musste. Sie ist nicht in der Lage, die Grabsteinkosten zu übernehmen. 
Von der Familie väterlicherseits ist ebenfalls nichts zu erwarten. Die Bluttat hat die beiden Familien vollständig entzweit. 
Erwägungen

1. Die dem Kind zustehenden Unterhaltsleistungen dienen seinem persönlichen Unterhalt. Das bedingt nicht, dass sie laufend, d.h. monatlich verbraucht werden müssen. Die Einkünfte des Kindes können auch zu Rückstellungen (nicht aber zu systematischen Sparanlage, Basler Kommentar ZGB I-Breitschmid N 24 zu Art. 276) verwendet werden, mit welchen dem Kind Sonderauslagen für Hobbies oder eine kostspielige schulische und berufliche Ausbildung gewährleistet werden können (BGE 120 II 285, 292 E. 3.b.cc; Basler Kommentar ZGB I-Breitschmid N 23 zu Art. 285; Cyril Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, § 28.07; Hegnauer, Berner Kommentar, N 74 zu aArt. 290 ZGB; ZVW 1997 S. 139). Diese Verwaltungsregel gilt für die Eltern ebenso wie für den Vormund (Hegnauer, BK N 219 zu aArt. 272 ZGB) und ermächtigt sie, für den Unterhalt bestimmte Leistungen jederzeit für die Bedürfnisse des Kindes einzusetzen. Andererseits führen diese Rückstellungen nicht zu Kindesvermögen, das nur noch mit Bezug auf dessen Erträgnisse verwendet werden dürfte. Es bedarf aus diesem Grund auch keiner Zustimmung der Vormundschaftsbehörde (Art. 320 Abs. 2 ZGB), wenn die Substanz solcher Rückstellungen angegriffen wird (BGE 120 II 285, 292 E. 3.b.cc).


2. Der im Gefängnis sitzende Vater gilt nur soweit als leistungsfähig, als ihm sein Verdienstanteil auch tatsächlich ausbezahlt wird (Art. 380 Abs. 2 lit. a StGB), weshalb er eine entsprechende Korrektur seiner Unterhaltspflicht erwirken kann (C. Hegnauer, Berner Kommentar, N 53 zu Art. 285 ZGB; BGE 123 III 9, Basler Kommentar ZGB I-Breitschmid N 19 zu Art. 285). Wenn er nichts unternimmt, liegt es am kantonalen Alimentenbevorschussungsgesetz, ob trotzdem eine Alimentenbevorschussung erfolgen kann und dadurch allenfalls über die öffentliche Hand Rückstellungen für den Kindesunterhalt generiert werden. Bei langfristiger Planung müssten daher die bevorschussten Alimente als Unsicherheitsfaktor einkalkuliert werden. Weshalb in dieser Situation noch EL fliessen können, lässt sich dem Sachverhalt nicht entnehmen, scheint aber doch eher einer Überprüfung unterzogen werden zu müssen.


3. Der Vormund des minderjährigen Bevormundeten hat die Pflicht, für den Unterhalt und die Erziehung des Kindes das Nötige anzuordnen (Art. 405 ZGB). Dazu gehört namentlich auch die Sorge um eine geeignete Unterbringung, die Aufsicht über den Pflegeplatz und die Sicherstellung des Lebensunterhalts des Kindes. Wie diese Verantwortung wahrgenommen werden kann, wenn keinerlei Unterhalt an die Pflegeeltern bezahlt wird, müsste näher geklärt werden. Sicher besteht die Möglichkeit, dass sich die Familie des Täters im Sinne einer Wiedergutmachung oder wenigstens zur Linderung des erlittenen Leids dem jüngsten Kind annimmt und für dessen Erziehung sorgt. Ohne Vereinbarungen und Kontrollsystem lässt sich dies aus der Sicht des schweizerischen Kindes- und Vormundschaftsrechts aber nicht bewerkstelligen. Es wird daher empfohlen, unter Einsatz des internationalen Sozialdienstes die Situation des Kindes an dessen Pflegeplatz abklären zu lassen. Unter Umständen muss eine Zusammenführung mit seinen Geschwistern in Betracht gezogen werden. Jedenfalls ist das Vertragsverhältnis  mit den Pflegeeltern in eine rechtsverbindliche Form zu bringen und sind die zum Schutz des Kindeswohls nötigen Rahmenbedingungen am Pflegeplatz sicherzustellen. In diesem Zusammenhang sind auch die realen Kosten für Unterhalt und Pflege zu klären. Die Kosten sind allerdings nur eine Folge der im Vordergrund stehenden Frage, ob der Vormund den Pflegeplatz aufrechterhalten könne oder das Wohl des Kindes durch die gegebene Situation gefährdet sei. 


4. Die Kosten für das Begräbnis stellen Erbgangsschulden dar. Sie unterscheiden sich von den Nachlass- oder Erbschaftsschulden dadurch, dass sie zum Zeitpunkt des Todes noch nicht bestanden haben und deshalb auch nicht vom Erblasser auf die Erben übergegangen sind. Erbgangsschulden sind Verbindlichkeiten, welche durch das Ableben des Erblassers entstehen (P.-H. Steinauer, Le droit des successions, Stämpfli Verlag 2006, N 260 ff. S. 161 ff.; Basler Kommentar [BAK] ZGB-II-Schaufelberger, N 8 zu Art. 603). Das Gesetz sagt nichts darüber aus, wer für die Erbgangsschulden hafte, doch nimmt die Praxis an, sie seien gleich wie die Nachlassschulden zu behandeln, d.h. die Erben haften solidarisch (P.-H. Steinauer, N 260; BAK N 8 zu Art. 603 ZGB). Schlagen die Erben aus, entfällt damit auch die Haftung für die Erbgangsschulden. Das gilt allerdings nur soweit, als die Natur der Verbindlichkeit nicht als Element (posthumer) Unterstützungspflicht im Sinne von Art. 328 ZGB zu betrachten ist (J. N. Druey, Grundriss des Erbrechts, Bern 2002,  § 13 N 54). Fällt die Verbindlichkeit – wie beispielsweise die Kosten der Beerdigung (BGE 54 II 90) – tatsächlich unter die Verwandtenunterstützungspflicht, kann eine solidarische Haftung im Rahmen von Art. 328 ZGB zur Diskussion stehen. Dabei gilt es aber, folgendes zu beachten:

a. Wer nach den gegebenen Verhältnissen zur Sorge um die Beerdigung der Erblasserin berufen ist, ist befugt, das Erforderliche auch ohne Mitwirkung der andern Erben anzuordnen; doch kann dafür die Erbschaft nur soweit belastet werden, als die Auslagen wirklich notwendig waren oder im Rahmen des Ortsüblichen, der gesellschaftlichen Stellung und den Vermögensverhältnissen der Erblasserin und ihrer Familienangehörigen entsprechen (BGE 54 II 90 E. A2). Wer eine Person, für die er unterstützungspflichtig war, bestatten lässt, handelt somit als Vertreter ihrer Erbschaft und kann sich aus dem Nachlass bezahlt machen; nur wenn dies nicht möglich ist, hat er die Auslagen an sich selbst zu tragen (BGE 54 II 90, 92). Für die Mehrausgaben hat der Anordnende wie ein Geschäftsführer ohne Auftrag gemäss Art. 423 Abs. 2 OR selbst aufzukommen (a.a.O.).

b. Wurde der Nachlass ausgeschlagen, und greift Art. 328 f. ZGB, weil ein Verwandtschaftsverhältnis in ab- oder aufsteigender Linie besteht, so haften die unterstützungspflichtigen Verwandten nur, wenn sie sich in günstigen Verhältnissen befinden (Art. 328 Abs. 1 ZGB). Darüber hinaus haften sie, soweit sie als Geschäftsführer ohne Auftrag eine eigene Haftung übernommen haben, d.h. Anordnungen getroffen haben, die nicht im Interesse des Vertretenen oder deren Möglichkeiten nicht angepasst waren, namentlich wenn wie hier ein Begräbnisaufwand verursacht wird, der von den betroffenen Kindern nicht bezahlbar ist (Art. 423 Abs. 2 OR).

5. Damit lassen sich die gestellten Fragen wie folgt beantworten:

a. Es stellt sich jetzt die Frage, ob diese Kosten aus den nicht für D. benötigten Mitteln entnommen werden kann. 
Bei den für D. nicht benötigten Mitteln handelt es sich um Unterhaltsrückstellungen, welche im Interesse des Kindes für zurückliegenden (nicht bezahlte Pflegekosten), gegenwärtigen und künftigen Unterhalt zu verwenden sind. Dem angegebenen Vermögen stehen möglicherweise berechtigte aber noch nicht geltend gemachte Forderungen der Pflegeeltern gegenüber. Wenn nicht, bildet die Rückstellung für das Kind einen Ersatz für die fehlende Möglichkeit seiner Eltern, unvorhersehbare, aber auch mit dem zunehmenden Kindesalter sich erhöhende Auslagen abdecken zu können. Deshalb sind die Rückstellungen nicht als Kindesvermögen zu qualifizieren, deren Verwendung bedarf entsprechend auch keiner Bewilligung der Vormundschaftsbehörde nach Art. 320 Abs. 2 ZGB. Wäre es als Kindesvermögen zu qualifizieren, stellen Fr. 12'000.- kein Vermögen dar, welches das Kind als „in günstigen Verhältnissen lebend“ (Art. 328 ZGB) erscheinen lassen würde. Deshalb fällt auch keine Verwandtenunterstützung in Betracht.


b. Bekanntlich dienen Renten wie Alimentenbevorschussung der Bestreitung der Lebenshaltungskosten, nicht der Anhäufung von Vermögen. Im konkreten Fall übersteigen die periodisch ausbezahlten Gelder die für die Bestreitung des Lebensunterhalts in Serbien benötigten Mittel bei weitem. Vermögen entsteht durch das Zurücklegen der nicht für den Lebensunterhalt benötigten Mittel. 
Die Alimentenbevorschussung für die Unterhaltsbeiträge des Vaters scheinen mir nicht gesichert, weil der Vater als leistungsunfähig zu betrachten sein dürfte, soweit ihm im Strafvollzug kein Lohnanteil zugewiesen wird (Art. 380 Abs. 2 lit. a StGB). Sein Rechtsvertreter könnte daher auf die Idee kommen, den Unterhaltsbeitrag abändern zu lassen. Ob aufgrund des Alimentenbevorschussungsgesetzgebung sogar eine Verweigerung der Alimentenbevorschussung im konkreten Fall möglich ist, hängt von der kantonalen Rechtslage ab. Dass mittels EL Vermögen gebildet wird, scheint ebenfalls nicht über alle Zweifel erhaben und sollte einer Nachkontrolle unterzogen werden. Wie auch immer bilden Sie heute Unterhaltsrückstellungen, welche für den Unterhalt des Kindes und nicht für Bestattungsrituale, die von der Verwandtschaft - wenn auch aus nachvollziehbaren und achtenswerten Gründen - veranlasst worden sind, zu verwenden sind.


c. Namens der Kinder habe ich das Erbe ausgeschlagen. Entbindet dies von der Uebernahme der Todesfallkosten? 
Nach der bundesgerichtlichen Praxis (BGE 54 II 90) fallen Erbgangskosten genau gleich wie Nachlass- bzw. Erbschaftskosten den Erben solidarisch an, soweit diese den Nachlass nicht ausgeschlagen haben (Art. 566 ZGB). Erbgangskosten können allerdings trotz Ausschlagung des Nachlasses den Erben zufallen, wenn sie eine Verwandtenunterstützungspflicht trifft (Art. 328 ZGB), d.h. bei Verwandtschaft in auf- und absteigender Linie und kumulativ vorliegenden günstigen (wirtschaftlichen) Verhältnissen. Ihr Mündel lebt nicht in günstigen Verhältnissen, weil die gebildeten Rückstellungen dem Unterhalt dienen. Selbst bei Annahme von Fr. 12'000 Kindesvermögen bildet diese Habseligkeit kein hinreichendes Vermögen, um bei einem Kind von „in günstigen Verhältnissen lebend“ ausgehen zu können. Nach den Zürcher Tabellen würde es knapp für einen 6-monatigen Lebensunterhalt in der Schweiz hinhalten, was als Option umso mehr in Betracht zu ziehen ist, als das Kind heute von seinen Geschwistern und der mütterlichen Verwandtschaft getrennt aufwächst.


Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 24. April 2007
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